
B. Textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB, BauNVO und DIN 18005  

 

 

 1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

 

 1.1 Gewerbegebiet mit Einschränkungen (§ 8 BauNVO)  

Ausgeschlossen sind Betriebe die wassergefährdende Stoffe herstellen oder in 

größerem Umfang verwenden. 

Betriebswohnungen sind nicht zulässig. 

 1.2 Gliederung des Baugebiets - Emissionskontingente (§ 1 Abs. 4 BauNVO) 

  Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren immissionswirksames, 

flächenhaftes Emissionsverhalten die in den folgenden Tabellen „Emissionskontingente 

tags und nachts in dB(A)/m²“ angegebenen Emissionskontingente LEK nach 

DIN 45691:2006-12 „Geräuschkontingentierung“ weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) 

noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten: 

Emissionsfläche Emissionskontingent [dB(A)/m²] 

Bezeichnung 

Fläche innerhalb der 

Kontingentfläche 

[m²] 

Tag  

(LEK,tags) 

Nacht  

(LEK,nachts) 

GEe1 Wird ergänzt   

GEe2    

  Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach 

DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 

Die Relevanzgrenze der Regelung in Abschnitt 5 Abs. 5 der DIN 45691:2006-12 ist 

anzuwenden; sie wird nicht ausgeschlossen. 

Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist 

dieses Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht 

größer ist als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden 

Immissionskontingente. Die Regelung zur Summation gemäß Abschnitt 5 DIN 

45691:2006-12 findet Anwendung; sie wird nicht ausgeschlossen. 

Mit dem Bauantrag bzw. im Genehmigungsfreistellungsverfahren ist ein qualifiziertes 

Sachverständigengutachten zum Nachweis der Einhaltung der schallschutz-

technischen Festsetzungen des Bebauungsplanes vorzulegen.  

 

 2. Maß der baulichen Nutzung 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 

 

 2.1 Grundflächenzahl GRZ (§§ 16, 17 und 19 BauNVO): 0,8  

 2.2 Höhenfestsetzung (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 

  Die maximale traufseitige Wandhöhe beträgt 12,0 m, die max. Gebäudehöhe 15,0 m. 

Gemessen wird von der Oberkante Fertigfußboden bis zur Schnittlinie Außenkante 

Außenwand/Oberkante Dachhaut bzw. dem höchsten Punkt des Gebäudes. Die Höhe 

des Fertigfußboden Erdgeschoß darf maximal 30 cm über der Höhe der 

Erschließungsstraße sein. Bezugspunkt ist die Mitte der zur Straße hin orientierten 

Gebäudeseite. 
 
 



 

 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

 

 3.1 Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

  Es gilt eine offene Bauweise, bei der auch Einzelgebäude über 50 m zulässig sind. 

3.2 Baugrenze siehe Planeintrag (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 

  Nebenanlagen sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 
 
 

 4. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung der Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

 

 4.1 Ausgleichsflächen außerhalb des Geltungsbereichs nach § 1a Abs. 3 BauGB 

  Wird ergänzt 

 4.2 Pflanzgebote für Laubbäume  

  Es sind hochstämmige Laubbäume aus standortheimischen Gehölzen gemäß der 

Pflanzliste in der Begründung zu verwenden. Die entsprechenden Planeinträge sind 

bei Baumpflanzungen lagemäßig nicht bindend. 

 4.3 Versiegelung/Freiflächengestaltung 

  Wo mit dem Nutzungszweck vereinbar sind wasserdurchlässige Beläge zu wählen 

(z.B. Schotter, versickerungsfähiges Pflaster). Die Anforderungen im Karst sind zu 

beachten. Nicht befestigte Freiflächen sind naturnah zu gestalten. 

 4.4 Flächen mit Begrünungsbindung / Pflanzgebote Baum-/Strauchhecken 

Im Bereich der Begrünungsbindung zur freien Landschaft hin sind mind. 5 m breite 

Grundstücksflächen als freiwachsende Hecken mit heimischen Bäumen und 

Sträuchern gem. Artenliste in der Begründung zu bepflanzen (Baumanteil mind. 10 %). 

 4.5 Pro 10 Stellplätze ist mind. 1 heimischer Großbaum zu pflanzen (StU mind. 12/14). 

 4.6 An den künftigen inneren Grundstücksgrenzen sind jeweils mind. 2m breite Streifen zu 

begrünen und mit heimischen Sträuchern zu bepflanzen bzw. als naturnahe Gras-

Krautflur zu entwickeln. 

 4.7 Es sind ausschließlich insektenfreundliche Außenbeleuchtungen zulässig. 

 4.8   Die Baufeldberäumung ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit oder unmittelbar nach Ernte 

der Feldfrüchte bzw. Mahd des Grünlands zulässig. 

 

C. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. BayBO) und 

Gestaltungsfestsetzungen 

 

 1. Dachform 

  zulässig: alle harten Dacheindeckungen, Flachdach, Pultdach, Satteldach, 

kombiniertes Dach (versetztes Pultdach). Dachdeckung mit grundwasserschädlichen 

Materialien (z.B. Kupfer, Blei) sind unzulässig. 

Flachdächer sind zu mindestens 70% der Dachfläche zu begrünen und/oder mit 

Fotovoltaikanlagen auszustatten. Geneigte Dächer sind zu mind. 40% mit 

Fotovoltaikanlagen auszustatten. 

 

 2. Einfriedung und Geländeanpassung 

  Einfriedungen sind transparent mit Maschendraht oder Drahtgitterzäunen zulässig. 

Max. Zaunhöhe 2,0 m. Geländeanpassungen und Auffüllungen sind zulässig, 

allerdings nur zum Ausgleich der Höhendifferenz zwischen dem bestehenden Gelände 

und der künftigen Erschließungsstraße bzw. dem rückwärtigen Geländeanschluss. 

 



 

 3. Stützmauern 

  Zur freien Landschaft und zum Rückhaltebecken hin sind Stützmauern unzulässig. 

Höhenunterschiede müssen mit Erdböschungen überwunden werden, die Flächen mit 

Begrünungsbindung dürfen als Erdböschung ausgeführt werden. 

 

 

D. Hinweise 

 

 1. Auf die Bestimmungen der Schutzverordnung zur Trinkwassergewinnung Ranna und 

evtl. Auflagen und Einschränkungen im Baugenehmigungsverfahren wird ausdrücklich 

hingewiesen  

 

 2. Grenzabstände bei Bepflanzungen 

  Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten: 

  Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mindestens 0,5 m Abstand von der Grenze 

  Gehölze über 2,0 m Höhe – mindestens 2,0 m Abstand von der Grenze 

 

 3. Denkmalpflege 

  Alle mit der Durchführung des Projektes betrauten Personen müssen darauf 

hingewiesen werden, dass bei Außenarbeiten auftretende vor- und frühgeschichtliche 

Funde nach dem Bayer. Denkmalschutzgesetz unverzüglich dem Bayer. Landesamt 

für Denkmalpflege gemeldet werden müssen. 

  Archäologische Bodendenkmäler genießen den Schutz des BayDSchG, insbesondere 

Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 und 2. 

 

 4. Auf zufließendes Hangwasser wird hingewiesen. 

 5. Werbeanlagen, die von der Autobahn aus sichtbar sind, bedürfen der Genehmigung 

der unteren Verkehrsbehörde. 

 

 


